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Vas letzte 3afyr3ermt im Kanton
Ztadjòem òas 3ahr5c*?nt òer 50er 3ahre reidjlidj mit

òer gefetjgeberifdjen Uusfütjrung òer Perfaffung oon 1852
ausgefüllt roar, trat anfangs òer 60er 3ahre roieòerum
òie perfaffungsmäfige ßtage an òas Uargauer Polf heran,
ob es eine ©efamtreoifon òer Staatsperfaffung perlange.
3n òer Polfsabftimmung fpradjen fidj 18,101 Stimmen
im oerneinenòen, 16,020 Stimmen im bejatjenòen Sinne

aus. Ungefdjts òer grofen Hìinòerfjeit, òie eine ©efamt*
reoifon roünfdjte, feilte òer Hegierungsrat ungefäumt òem

©rofen Hat òen Untrag, es feien auf òem IDeg einer

Partialreoifion einjelneUbfdjnitte òer Perfaffung abjuänoern
uno ju ergänjen, foòaf aud; òie 60 er 3ahre ihre Perfaf*
fungsperfjanòlungen hatterr. gur fofortigen Unhanònahme
òiefer Hepifon ernannte er aus feiner Uìitte eine Kom*
miffon, beftehenò aus òen Herren Keller, IDelti uno Sdjroarj.

Vevfaftungsbevatungen ï 862/63
2ÏÏan merft es òiefen Pertjanòlungen òes ©rofen Hates

an, òaf im Polf ftarfe oppoftionelle Strömungen gegen
òie bisherige Hegierungsgeroalt uno Hegierungsmettjoòe
porhanòen fein muften. Daju hatte nidjt nur òie aus
òem fatt/olifdjen Lanòesteil geleitete Uftion gegen òie Stimm*
beredjtigung òer 3u^en beigetragen, fonòern es fdjeint,
roie aus òen Poten oerfdjieòener Heòner, fo audj oon
Sdjroarj, ju entnehmen ift, eine allgemeine Peròroffenbeit

gegen òie Staatsleitung porhanòen geroefen ju fein. Sie
rouròe genährt òurdj òte Unjufrieòenbeit über òen Polljug
einiger ©efetje, tuie òes ^orfgefetjes unò òes Baugefe^es,

Das letzte Jahrzehnt im Aanton
Nachdem das Jahrzehnt der S0er Jahre reichlich mit

der gesetzgeberischen Ausführung der Verfassung von (332
ausgefüllt war, trat anfangs der SO er Jahre wiederum
die verfassungsmäßige Frage an das Aargauer Volk heran,
ob es eine Gesamtrevision der Staatsverfassung verlange.

In der Volksabstimmung sprachen sich (3,(0( Stimmen
im verneinenden, (6,020 Stimmen im bejahenden Sinne

aus. Angesichts der großen Minderheit, die eine Gesamt»

revision wünschte, stellte der Regierungsrat ungesäumt dem

Großen Rat den Antrag, es seien auf dem Weg einer

Partialrevision einzelne Abschnitte der Verfassung abzuändern
und zu ergänzen, fodaß auch die 60 er Jahre ihre Verfaf-
sungsverhandlungen hatten. Zur sofortigen Anhandnahme
dieser Revision ernannte er aus seiner Mitte eine

Aommission, bestehend aus den Herren Aeller, Welti und Schwarz.

verfaffungsberatungen 1862/63
Man merkt es diesen Verhandlungen des Großen Rates

an, daß im Volk starke oppositionelle Strömungen gegen
die bisherige Regierungsgewalt und Regierungsmethode

vorhanden sein mußten. Dazu hatte nicht nur die aus
dem katholischen Landesteil geleitete Aktion gegen die

Stimmberechtigung der Juden beigetragen, sondern es scheint,

wie aus den Voten verschiedener Redner, so auch von
Schwarz, zu entnehmen ist, eine allgemeine Verdrossenheit

gegen die Staatsleitung vorhanden gewesen zu sein. Sie

wurde genährt durch die Unzufriedenheit über den Vollzug
einiger Gefetze, wie des Forstgesetzes und des Baugesetzes,
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ben ©emeinòen neue Laften brachten. Die emftgc

©efetjgebungsarbeit òes porfjergebenòen 3ab/r5ebjnts hat,
roie òas in unferer Demofratie Craòition ju fein fdjeint,
beim Polljug Heibungen unò IDiòerftanòe erjeugt.

3n òen Ubfimmungen òes ©rofen Hates fonnten òie

Unträge òer Hegierung unò òer Rubrer òer 40 er unò

50 er 3abre nidjt immer auf eine fdjere 2Tïet;rt/eit jählen.
Um Sdjluf òer Perfaffungsoerhanòlungen fanòen òann

alleròings Hepifonsoorfdjläge Unnahme, òie jum Ceil
einen Kompromif òer perfdjieòenen politifdjen Strömungen
òarfellten.

Die Perfaffungsreoifon oon \ 862/63 bradjte neben òer

(Einleitung òer òemofratifcben Bemegung einige nidjt un*
roefentlidje pofttioe ^ortfdjrttte im Urmenroefen unò im
Steuerroefen. Hegierungsrat Sdjroarj hat fdj mit Wätme
an ben Debatten òiefer Perfaffungsberatungen beteiligt.
(Es follen òem Lefer im Unhang einige feiner flaren Polen

aus perfdjieòenen ©ebieten porgelegt roeròen.

Der äufere ©ang òiefer Derfaffungspertjanòlungen
roeift folgenòe IDegmarfen auf:

Durdj Defret oom 6. 2Tiärj 1863 legte òer ©rofe Hat
òem Polfe 7 partielle Heoifonsporfcbläge jur Staats*
perfaffung por:

1. Die Stimmberedjtigung foü mit òem 20. Ulters*

jähr, mit òem militärpfidjtigen Ulter, nidjt erft mit òem

22. Ultersjatjr beginnen (§ 36).

2. DOatjlberedjtigung. Porausfetjung für òie Watjl*
beredjtigung ift òas 24. Ultersjatjr uno òer fünfjährige
(früher achtjährige) Beftj òes Sdjroeijerbürgeredjts (§ 4).

3. Kirdjenroefen. Den Kirdjgemeinòen foli òie Watjl
ihrer Seelforger felber jufteben uno nidjt blof òas Kedjt
eines òreifacben Porfdjlages (§ 12).
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die den Gemeinden neue Lasten brachten. Die emsige

Gesetzgebungsarbeit des vorhergehenden Jahrzehnts hat,
wie das in unserer Demokratie Tradition zu sein scheint,

beim Vollzug Reibungen und Widerstände erzeugt.

In den Abstimmungen des Großen Rates konnten die

Anträge der Regierung und der Führer der 40 er und

SO er Jahre nicht immer auf eine sichere Mehrheit zählen.

Am Schluß der Verfassungsverhandlungen fanden dann

allerdings Revisionsvorfchläge Annahme, die zum Teil
einen Aompromiß der verschiedenen politischen Strömungen
darstellten.

Die Verfassungsrevision von (362/63 brachte neben der

Einleitung der demokratischen Bewegung einige nicht
unwesentliche positive Fortschritte im Armenwesen und im
Steuerwesen. Regierungsrat Schwarz hat sich mit Wärme
an den Debatten dieser Verfafsungsberatungen beteiligt.
Ls sollen dem Leser im Anhang einige seiner klaren Voten

aus verschiedenen Gebieten vorgelegt werden.
Der äußere Gang dieser Verfassungsverhandlungen

weist folgende Wegmarken auf:
Durch Dekret vom 6. Alärz (863 legte der Große Rat

dem Volke 7 partielle Revisionsvorfchläge zur
Staatsverfassung vor:

Die Stimmberechtigung soll mit dem 20. Altersjahr,

nrit dem militärpflichtigen Alter, nicht erst mit dem

22. Altersjahr beginnen (K 36).

2. Wahlberechtigung. Voraussetzung für die

Wahlberechtigung ist das 24. Altersjahr und der fünfjährige
(früher achtjährige) Besitz des Schweizerbürgerechts (ß 4).

3. Airchenwesen. Den Airchgemeinden soll die Wahl
ihrer Seelsorger selber zustehen und nicht bloß das Recht
eines dreifachen Vorschlages (Z (2).
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4- Urmenroefen. (Es roirò òie Beftimmung auf*

genommen, òaf òer Staat an òie Urmenlaften òer ©e*
meinòen angemeffene gufdjüffe ju Ieiften hat, roenn òie

Urmenfteuern geroiffe, òurdj òas ©efetj fefjufetjenòe, mäfige
Pertjältniffe überfdjre.iten (§ 25).

5. Steuerroefen. Heben òen im allgemeinen gleidj*
bleibenòen ©runòlagen roirò òie Beftimmung aufgenommen,

òaf „òie Steueranlage- nadj òem ©runofätje einer mäfigen
Steigerung (Progreffon) ju regeln fei. Diefe òarf jeòodj
òas groeifadje òes (Eint/eitsperbältniffes nidjt überschreiten"

(§ 28). Der Hegierungsrat hatte audj òie Uufnaljme einer

Beftimmung über òie Steuererleichterung nadj unten (<£ri*

ftenjminimum) porgefdjlagen.
6. Strafrecbtspflege. Der ©efetjgebung roirò an*

bcimgeftellt ju entfdjeiòen, ob òas Sdjrourgeridjt in per*
änoerter ©rganifation fortbeftehen oòer aufgehoben roeròen

foli (§ 78). Das 3nftitut òes Sdjrourgeridjts, òeffen «Ein*

fübrung pon òer Perfaffung pon 1852 porgefdjrieben roar,
rouròe òamit roieòer in ßtage gefeilt.

7. Hepifion òer Perfaffung. Polfsredjte.
Die lOjäbrige Polfsanfrage, ob eine ©efamtreoifion

ftattjufnòen habe oòer nidjt, roirò fallen gelaffen. Dagegen
fönnen 6000 Bürger òas Begehren um eine ©efamtreoifon
einreichen, roorauf eine Polfsabftimmung ftattjufnòen hat.
(Ebenfo fann eine teilroeife Hepifion auf òem gleidjen
Weg bet 3"itiatipe anbegehrt roeròen (§§ 87—92)>

Der Untrag einer Kommiffonsminòerfjeit, aud) bei

(Erlaf oon ©efetjen eine Dolfseinfpradje, òas Peto, eben*

falls bei Unterftütjung òurdj 6000 Bürger jujulaffen, blieb
in HTinòerbeit (79 gegen 77).1

1 (Srofratspertjanblungen tltär* (863, (Sefetjesblatt ,3cttjrg. 1863>

S. 65 ff.
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H. Armenwesen. Es wird die Bestimmung
aufgenommen, daß der Staat an die Armenlaften der

Gemeinden angemessene Zuschüsse zu leisten hat, wenn die

Armensteuern gewisse, durch das Gesetz festzusetzende, mäßige
Verhältnisse überschreiten (ß 25).

5. Steuerwesen. Neben den im allgemeinen
gleichbleibenden Grundlagen wird die Bestimmung aufgenommen,

daß „die Steueranlage nach dem Grundsatze einer mäßigen
Steigerung (progression) zu regeln sei. Diese darf jedoch

das Zweifache des Einheitsverhältnifses nicht überschreiten"

(H 23). Der Regierungsrat hatte auch die Aufnahme einer

Bestimmung über die Steuererleichterung nach unten

(Existenzminimum) vorgeschlagen.
6. Strafrechtspflege. Der Gesetzgebung wird

anheimgestellt zu entscheiden, ob das Schwurgericht in
veränderter Organisation fortbestehen oder aufgehoben werden

foll (Z 78). Das Institut des Schwurgerichts, dessen

Einführung von der Verfassung von (352 vorgeschrieben war,
wurde damit wieder in Frage gestellt.

7. Revision der Verfaffung. Volksrechte.
Die (0jährige Volksanfrage, ob eine Gesamtrevision

stattzufinden habe oder nicht, wird fallen gelassen. Dagegen
können 6000 Bürger das Begehren um eine Gesamtrevision
einreichen, worauf eine Volksabstimmung stattzufinden hat.
Ebenso kann eine teilweise Revision auf dem gleichen

Weg der Initiative anbegehrt werden (M 87—9^)>
Der Antrag einer Aommissionsminderheit, auch bei

Erlaß von Gesetzen eine Volkseinsprache, das Veto, ebenfalls

bei Unterstützung durch 6000 Bürger zuzulassen, blieb
in Minderheit (7g gegen 77).'

' Großratsverhandlungen März ^3SZ, Gesetzesblatt Jahrg. ^86Z,
S. es ff.
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3n òiefen Perfaffungspertjanòlungen fnò auferòem
Unträge gefeilt rooròen:

1. Uuf Slnòerung òes Pertretungsoerbältniffes im
©rofen Hat. Stati òer Berechnung òer ©rofratsoertretung
nadj òer gatjl òer Stimmberechtigten foli auf òie gatjl
òer Einrooljnerfcbaft, auf òie Seelenjaijl abgefeilt roeròen.

Der Untrag ift mit geringer 2ïïefjrt/eit (82 gegen 78) ab*

gelehnt rooròen.

2. Beamtenausfdjluf. 2Ttinòerheiten òer Kommiffon
beantragten (Einführung poller XDatjlfreitjeit, oòer òodj

Befdjränfung òes Beamtenausfdjluffes auf òie Uîitglieoer
òes Hegierungsrates, òie oon òemfelben unmittelbar ge*

roätjlten, aus òem Staatsgute befolòeten Beamten uno òie

öffentlichen Lehrer. Die Perfaffung oon 1852 fdjlof alle,

audj òie nidjt oom Hegierungsrat geroät/lten Beamten

aus. Beiòe Unträge rouròen perroorfen uno mit 89 gegen
61 Stimmen am Cotalausfdjluf òer Beamten feftget/alten.

3. IDat/Iart òer Bejirfsbeamten òurdj òie Bejirfs*
roaljlperfammlung ftatt òurdj òen ©rofen Hat. Uudj
òiefer Untrag rouròe abgelehnt.

3n òer Polfsabftimmung oom 6. Upril \ 863 über òie
7 Hepifonsporfdjläge òes ©rofen Kates rouròen an*

genommen: òie Unträge über òie ÌDat/lberedjtigung, òie

Pfarrroabl òurdj òie Kirdjgemeinòen, òer Urmenartifel,
òie Urtifel über òie Strafredjtspfege unò òie Keuifon òer

Perfaffung. Die Beftimmung über òas Stimmredjtsalter
(20 3abre) rouròe mit 17,477 gegen 16,618 abgelehnt.

3n Bejug auf ben Steuerartifel rouròe òie Keoifonsfrage
jroar mit 19,7? 1 gegen 14,277 Stimmen bejaht, òer (Ein*

fütjrungsartifel aber mit 17,063 gegen 17,054 perroorfen.
Diefes gufaüsmehr hat beroirft, òaf òie Progreffon òem

aarg. Steuerredjt bis jur Perfaffung pon 1885 fremo blieb.
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In diesen Verfassungsverhandlungen sind außerdem

Anträge gestellt worden:

Auf Änderung des Vertretungsverhältnisfes im
Großen Rat. Statt der Berechnung der Großratsvertretung
nach der Zahl der Stimmberechtigten soll auf die Zahl
der Einwohnerschaft, auf die Seelenzahl abgestellt werden.

Der Antrag ist mit geringer Mehrheit (82 gegen 78)
abgelehnt worden.

2. Beamtenausschluß. Minderheiten der Aommission
beantragten Einführung voller Wahlfreiheit, oder doch

Beschränkung des Beamtenausschlusfes auf die Mitglieder
des Regierungsrates, die von demselben unmittelbar
gewählten, aus dem Staatsgute besoldeten Beamten und die

öffentlichen Lehrer. Die Verfassung von (852 schloß alle,
auch die nicht vom Regierungsrat gewählten Beamten

aus. Beide Anträge wurden verworfen und mit 8g gegen

6( Stimmen am Totalausschluß der Beamten festgehalten.

2. Wahlart der Bezirksbeamten durch die

Bezirkswahlversammlung statt durch den Großen Rat. Auch
dieser Antrag wurde abgelehnt.

In der Volksabstimmung vom 6. April 862 über die
7 Revisionsvorschläge des Großen Rates wurden

angenommen: die Anträge über die Wahlberechtigung, die

Pfarrwahl durch die Airchgemeinden, der Armenartikel,
die Artikel über die Strafrechtspflege und die Revision der

Verfassung. Die Bestimmung über das Stimmrechtsalter
(20 Jahre) wurde mit (7,477 gegen (6,6(3 abgelehnt.

In Bezug auf den Steuerartikel wurde die Revisionsfrage

zwar mit (9,??i gegen (4,277 Stimmen bejaht, der

Einführungsartikel aber mit (7,062 gegen (7,054, verworfen.
Dieses Zufallsmehr hat bewirkt, daß die Progression dem

aarg. Steuerrecht bis zur Verfassung von (385 fremd blieb.
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Durch òie Polfsabftimmung hatte fo òer ©rofe Hat
neueròings Uuftrag erhalten, für òen Steuerartifel,
òeffen Keoifon im ©runòfatj befdjloffen roar, eine neue

Raffung ausjuarbeiten. (Er lief òen ©runòfatj òer Pro*
greffon fallen, nahm òagegen òas prinjip òer Steuer*

erleidjterung nadj unten auf uno jroar in òer Raffung, òie

fdjon für òie erfte Beratung im Porfdjlag òes Hegierungs*
rates enthalten roar: „Das ©efetj roirò beftimmen, roeldjer

Uìtnòeftbetrag òer Steuerfuffumme in òer Befeuerung
pertjältnismäfig nieòriger anjulegen fei" (§ 28).

3njroifdjen hatte nun aber audj eine Polfsberoegung
eingefetjt, um geroiffe ^oròerungen, òie oom ©rofen Hat
abgelehnt rooròen roaren, òodj jum Durdjbrudj ju bringen.
Drei Polfsbegehren lagen oor:

\. Vie Pertretung òes Polfes im ©rofen Hat fei nadj
òer gatjl òer (Einroobner (auf i (00), nicht nadj òer gabt
òer ftimmberedjtigten Bürger ju berechnen. (Polfsbegetjren

ju § 28 òer Perfaffung mit 7802 Unterfdjriften.)
2. Die (Erroeiterung òer Polfsredjte. «Einführung òer

Polfseinfpradje (Peto). Ueue ©efetjeserlaffe uno ©rofrats*
befdjlüffe über Staatsoerträge uno Staatsanleihen pon
mehr als 1 ZÏÏÏlIion feien òer Polfsabftimmung ju unter*
breiten, roenn 5000 Bürger òagegen (Einfpradje erheben
uno òas Begehren auf Perroerfung feilen. (§ 4;7 —
8619 Unterfdjriften.)

3. Der Beamtenausfdjluf fei für òie pon einer Kreis*
perfammlung, pon einer Bejirfsroahlperfammlung oòer

oom ©rofen Rat felbft geroatjlten Beamten aufjufjeben
(§ 40 òer Perfaffung — 6249 Unterfdjriften).

Der ©rofe Hat hat in òen Perhanòlungen pom Sommer
unò Herbft 1863 òen beiòen erftgenannten Polfsbegehren
^olge gegeben unò Ubänoerungsporfdjläge ausgearbeitet.
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Durch die Volksabstimmung hatte so der Große Rat
neuerdings Auftrag erhalten, für den Steuerartikel,
dessen Revision im Grundsatz beschlossen war, eine neue

Fassung auszuarbeiten. Er ließ den Grundsatz der

Progression fallen, nahm dagegen das Prinzip der

Steuererleichterung nach unten auf und zwar in der Fassung, die

schon für die erste Beratung im Vorschlag des Regierungsrates

enthalten war: „Das Gesetz wird bestimmen, welcher

Mindestbetrag der Steuerfußsumme in der Besteuerung

verhältnismäßig niedriger anzulegen sei" (tz 28).

Inzwischen hatte nun aber auch eine Volksbewegung
eingesetzt, um gewisse Forderungen, die vom Großen Rat
abgelehnt worden waren, doch zum Durchbruch zu bringen.
Drei Volksbegehren lagen vor:

Die Vertretung des Volkes im Großen Rat sei nach
der Zahl der Einwohner sauf ((00), nicht nach der Zahl
der stimmberechtigten Bürger zu berechnen. (Volksbegehren

zu ß 28 der Verfassung mit 7802 Unterschriften.)

2. Die Erweiterung der Volksrechte. Einführung der

Volkseinfprache (Veto). Neue Gesetzeserlasse und Großratsbeschlüsse

über Staatsverträge und Staatsanleihen von
mehr als Million seien der Volksabstimmung zu
unterbreiten, wenn 5000 Bürger dagegen Einsprache erheben
und das Begehren auf Verwerfung stellen. (§ ^7 —
86(9 Unterschriften.)

Z. Der Beamtenausschluß sei für die von einer Areis-
versammlung, von einer Bezirkswahlversammlung oder

vom Großen Rat selbst gewählten Beamten aufzuheben
ls 40 der Verfassung — 6249 Unterschriften).

Der Große Rat hat in den Verhandlungen vom Sommer
und Herbst (363 den beiden erstgenannten Volksbegehren
Folge gegeben und Abänderungsvorschläge ausgearbeitet.
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Dem Polfsbegetjren über (Einfdjränfung òes Beamten*

ausfdjluffes ift er nidjt beigetreten. 3n bet Polsabftim*
mung oom 15. Dejember 1863 rouròen angenommen: òie

Perfaffungsartifel über òas Steuerroefen (mit 29,935 gegen

3369 Stimmen), òie Pertretung im ©rofen Hat nad; òer

SeelenjabI (19,328 gegen 14,028), òie (Einführung òes

Petos (18,5U gegen 14,704). Das Polfbegebren über

(Einfdjränfung òes Beamtenausfdjluffes rouròe mit 18,059
gegen 15,143 Stimmen abgelehnt.1

Hut òiefer Ubftimmung hat òas Kepifonsroerf òer

60er 3ahre feinen Ubfdjluf gefunòen.
Die Rubrer òes 40 er uno 50er Liberalismus, unter

ihnen Sdjroarj, unterftütjten mit U)ärme òie Porfchläge
auf Perbefferung òes Urmenroefens uno òie gerechtere ©e*

ftaltung òer Steuererhebung. Diefe entfpradjen ja eigentlich
òen Beftrebungen, òie fe felber in òie Wege geleitet uno

fdjon in òer Perfaffungsberatung òer 50er3atjre pertreten

hatten. 3hre ^oròerung, òaf òie ©rofratsoertretung nadj
òer (Sinroobnerjabl, nidjt mehr nad) òer gabl òer ftimm*
berechtigten Bürger berechnet meròe, fdjeint neben prinji*
piellen «Erroägungen audj òurdj politifdje 2Uotipe geftütjt
rooròen ju fein. U)enigftens òer U)iòerftanò, òen òie fon*
feroatipen Pertreter òiefem Porfdjlag machten, grunòete

ftdj auf òie Catfadje, òaf òie fattjolifdjen Bejirfe bei òiefem
Pertretungsmoòus in ihrer Pertreterjatjl gleich blieben,
roafjrenò òie polfreidjeren reformierten Bejirfe Uarau,
Kulm unò gofngen eine etroas färfere Pertretung erhielten,

^ür òen Pertretungsmoòus nadj òer SeelenjabI fpradj aber

dudj òte grunòfaljlicbe «Erroägung, òaf òie Polfsoertretung
als Hepräfentanj òes ganjen Polfes, nidjt nur eines

Bruchteils ju betrachten ift. Soòann fonnte òarauf tjin*
1 (Sefetjesblatt 1863, S. 263.
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Dem Volksbegehren über Einschränkung des

Beamtenausschlusses ist er nicht beigetreten. In der Volsabstim-
mung vom 1.5 Dezember 1.363 wurden angenommen: die

Verfassungsartikel über das Steuerwesen (mit 29,935 gegen

3369 Stimmen), die Vertretung im Großen Rat nach der

Seelenzahl ((9,323 gegen 1.4,028), die Einführung des

Vetos ((3,5(1 gegen (4,704). Das Volkbegehren über

Einschränkung des Beamtenausschlusses wurde mit (3,059
gegen 1.5,(42 Stimmen abgelehnt.'

Mit dieser Abstimmung hat das Revisionswerk der

60er Jahre seinen Abschluß gefunden.
Die Führer des 40 er und 50er Liberalismus, unter

ihnen Schwarz, unterstützten mit Wärme die Vorschläge
auf Verbesserung des Armenwesens und die gerechtere

Gestaltung der Steuererhebung. Diese entsprachen ja eigentlich
den Bestrebungen, die sie selber in die Wege geleitet und

schon in der Verfassungsberatung der 50er Jahre vertreten

hatten. Ihre Forderung, daß die Großratsvertretung nach
der Einwohnerzahl, nicht mehr nach der Zahl der

stimmberechtigten Bürger berechnet werde, scheint neben

prinzipiellen Erwägungen auch durch politische Motive gestützt

worden zu sein. Wenigstens der Widerstand, den die

konservativen Vertreter diesem Vorschlag machten, gründete
stch auf die Tatsache, daß die katholischen Bezirke bei diesem

Vertretungsmodus in ihrer Vertreterzahl gleich blieben,

während die volkreicheren reformierten Bezirke Aarau,
Aulm und Zosingen eine etwas stärkere Vertretung erhielten.

Für den Vertretungsmodus nach der Seelenzahl sprach aber

nuch die grundsätzliche Erwägung, daß die Volksvertretung
als Repräsentanz des ganzen Volkes, nicht nur eines

Bruchteils zu betrachten ist. Sodann konnte darauf hin-

' Gesetzesblatt (sss, S. 2sz.
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geroiefen roeròen, òaf òer anòere Pertretungsmoòus ju tat*
fachlichen Utifbräudjen geführt hatte. Die Hegifter òer

Stimmberechtigten rouròen nidjt forgfältig uno juòem un*
gleich geführt. So erjäblte Sdjroarj in òer Sitjung pom
3. 2TTärj 1863 (S. 128): 3<h erinnere midj an emendali,
òer am heften jeigt, roie es in òiefer Bejieljung jugefjt.
(Ein einfufreidjer UTann, òer eine Keihe pon 3ahren òem

©rofen Kate angehört hat — aus einem Kreife, òen idj
nidjt bejeidjnen roill — teilte mir mit, òaf er mit einem

©emeinòefdjreiber eineBefpredjung gehabt habe, aus roeldjer
berporging, òaf òiefer Kreis auf eine leidjte Urt ftatt ju
òrei, ju oier UTitglieòern für òen ©rofen Hat gefommen
fei: HTan habe nämlich audj òie Ubroefenòen auf òas

Stimmregifer gebradjt, uno òann habe òer Kreis pier Hìit-
glieòer in ben ©rofen Hat roätjlen fönnen. Die IDaljlen
in ben ©rofen Hat rouròen porgenommen, unò nadj einiger
geit roar einer pon òiefen Pieren nidjt mehr genehm; er
rouròe perfleinert unò man ging mit òem ©eòanfen

um, ihn auf òie Seite ju fdjieben. Das Htittel hiefür roar
roieòer ein leichtes: 2ïïan perabreòete, òie auf òas Per*
jeidjnis genommenen Ubroefenòen ju ftreidjen, unò òer

Kreis hatte fortan unò audj jetjt nodj nur 3 UTitglieòer

ju mahlen." Der ©rofe Hat lehnte òiefen Keoifonspor*
fdjlag jroeimal ab, alleròings nur mit geringem HTefjr.
«Erft in òer letjten ptjafe òiefer Perfaffungsberatungen ift
er òurd) Polfsbegetjren jur Unnatjme gelangt.

Die eigentliche pièce de resistance roar aber òie ^or*
òerung nad) Uusòetjnung òer Polfsredjte. Da machten
òie Rubrer òes Liberalismus fein Heh* òaraus, òaf fe
òarin nur einen jroeifeltjaften ^ortfdjritt erblidten. Befannt
ift in òiefer ^rage òie Haltung Uveitis, òer audj nod) bei
òer Beratung òer Bunòesoerfaffung anfangs òer 70er
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gewiesen werden, daß der andere Vertretungsmodus zu

tatsächlichen Mißbräuchen geführt hatte. Vie Register der

Stimmberechtigten wurden nicht sorgfältig und zudem
ungleich geführt. So erzählte Schwarz in der Sitzung vom
5. März 1865 (S. (23): Ich erinnere mich an einen Fall,
der am beften zeigt, wie es in dieser Beziehung zugeht.

Lin einflußreicher Mann, der eine Reihe von Iahren dem

Großen Rate angehört hat — aus einem Areise, den ich

nicht bezeichnen will — teilte mir mit, daß er mit einem

Gemeindeschreiber eine Besprechung gehabt habe, aus welcher

hervorging, daß dieser Areis auf eine leichte Art statt zu

drei, zu vier Mitgliedern für den Großen Rat gekommen
sei: Man habe nämlich auch die Abwesenden auf das

Stimmregifter gebracht, und dann habe der Areis vier
Mitglieder in den Großen Rat wählen können. Die Wahlen
in den Großen Rat wurden vorgenommen, und nach einiger
Seit war einer von diesen Vieren nicht mehr genehm; er

wurde verkleinert und man ging mit dem Gedanken

um, ihn auf die Seite zu fchieben. Das Mittel hiefür war
wieder ein leichtes: Man verabredete, die auf das

Verzeichnis genommenen Abwesenden zu streichen, und der

Areis hatte fortan und auch jetzt noch nur 3 Mitglieder
zu wählen." Der Große Rat lehnte diesen Revisionsvorschlag

zweimal ab, allerdings nur mit geringem Mehr.
Erst in der letzten Phase dieser Verfaffungsberatungen ist

er durch Volksbegehren zur Annahme gelangt.

Die eigentliche pièce cle resistance war aber die

Forderung nach Ausdehnung der Volksrechte. Da machten
die Führer des Liberalismus kein Hehl daraus, daß sie

darin nur einen zweifelhaften Fortschritt erblickten. Bekannt
ist in dieser Frage die Haltung Weltis, der auch noch bei
der Beratung der Bundesverfaffung anfangs der 70er
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3abre an feinem ablefjnenòen Stanòpunft namentlich
gegenüber òem ©efetjesreferenòum fefttjielt. Uidjt anòers

òadjten Uuguftin Keller unò audj Sdjroarj. Diefer be*

tradjtete òas ©efetjes * Peto als einen (Einbruch in òen

©eòanfen òer Heprafentatioòemofratie, in òer òas Polf
òie Ceilnabme an òen Staatsgefdjäften òurdj òie Wat}l
òer Pertretung betätige. Crotj òes UDiòerftanòes òer fähigfen
Staatsmänner unò Parteiführer rouròe aber òas ©efetjes*
Peto auf ©runò einer Polfsinitiatioe in òie Henifons*
porfdjläge oon 1863 aufgenommen. Dagegen rouròe òann
òie jebnjährige Polfsanfrage betr. ©efamtreoifon òer

Perfaffung fallen gelaffen. — Die ablebnenòe Haltung òer

bisher mafgebenòen Jütjrer gegenüber òen Polfsredjten
fdjeint neben anòern ©runòen ju òer Hliffimmung ge*

führt ju haben, òie òamals im Polf berrfdjte unò fdj
1862 in òer mit 24,726 gegen 16,413 Stimmen be*

fdjloffenen Ubberufung òes ©rofen Hates Luft per*
fdjaffte.

Den eigentlichen Unlaf ju òiefer Ubberufung òes

©rofen Hates gab aber befanntlidj òie Haltung òer Polfs*
pertretung in òer 3uòenfrage. Durdj Bunòesbefdjluf
pom 24. September 1856 roar òen 3sraeliten òie Be*

fugnis jur Uusübung òer politifdjen Kedjte in Heimat*
oòer Uieòerlaffungsfanton erteilt. 3n Unpaffung an òiefe

Bunòesporfdjrift erlief òer aarg. ©rofe Rat am [5. HTai

1862 ein ©efelj, òas òie 3uoenforporationen (Enòingen
uno Lengnau als ©rtsbürgergemeinoen erflärte. Die 3uòen
roaren fo audj formell als Kantonsbürger anerfannt.
©egen òiefes ©efetj fetjte nun òie Ugitation aus òen

fatfjolifcben Bejirfen ein. (Es rouròe (mangels òer (Ein*

ridjtung òes Heferenòunrs) òie Ubberufung òes ©rofen
Kates betrieben unò òurdjgefetjt. Der neue ©rofe Hat
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Jahre an seinen? ablehnenden Standpunkt namentlich
gegenüber dem Gesetzesreferendum festhielt. Nicht anders
dachten Augustin Aeller und auch Schwarz. Dieser
betrachtete das Gesetzes - Veto als einen Einbruch in den

Gedanken der Repräsentativdemokratie, in der das Volk
die Teilnahme an den Staatsgeschäften durch die Wahl
der Vertretung betätige. Trotz des Widerstandes der fähigsten
Staatsmänner und Parteiführer wurde aber das Gesetzes-

Veto auf Grund einer Volksinitiative in die Revisionsvorschläge

von (363 aufgenommen. Dagegen wurde dann
die zehnjährige Volksanfrage betr. Gesamtrevision der

Verfassung fallen gelassen. — Die ablehnende Haltung der

bisher maßgebenden Führer gegenüber den Volksrechten

scheint neben andern Gründen zu der Mißstimmung
geführt zu haben, die damals im Volk herrschte und sich

(362 in der mit 24,726 gegen (6,4(3 Stimmen
beschlossenen Abberufung des Großen Rates Luft ver-
fchaffte.

Den eigentlichen Anlaß zu diefer Abberufung des

Großen Rates gab aber bekanntlich die Haltung der

Volksvertretung in der Judenfrage. Durch Bundesbeschluß

vom 24. September (336 war den Israeliten die

Befugnis zur Ausübung der politischen Rechte in Heimatoder

Niederlassungskanton erteilt. In Anpassung an diese

Bundesvorschrift erließ der aarg. Große Rat am (5. Mai
(862 ein Gesetz, das die Judenkorporationen Endingen
und Lengnau als Brtsbürgergemeinden erklärte. Die Juden
waren so auch formell als Aantonsbürger anerkannt.

Gegen dieses Gesetz setzte nun die Agitation aus den

katholischen Bezirken ein. Es wurde (mangels der

Einrichtung des Referendums) die Abberufung des Großen
Rates betrieben und durchgefetzt. Der neue Große Rat



— 6\ -
erlief òann ein ©efelj, òas òen 3sraeliten òie politifdjen
Kedjte nidjt einräumte. Die Bunòesoerfammlung fftierte
òie Hedjtsfraft òes ©efeljes. Hierauf fam òann am
28. Uuguft 1863 ein ©efetj juftanòe, òas òen ©emeinòe*
perbänoen òer 3sraeliten jroar òen Ctjarafter pon he*

fonòern Korporationen belief, aber òen 3sraeliten in eiò*

genöfffdjen unò fantonalen Ungelegentjeiten òas aftioe
unò paffpe IDafjl* uno Stimmrecht jugeftanò. Die ganje
Polfsbemegung mar fomit eine jiemlid) frudjtlofe Kraft*
pergeuòung. 3n bet 3uòenfrage traten alte tjerporragen*
òen liberalen ^üfjrer, audj Sdjroarj, trotj òer branòenòen

Ugitation ini Polfe auf òie Seite òer roeittjerjigen Uuf*
faffung.

X>ie „ïttannli"-€vtfobe.
«Ein furjer Erfurs über òiefe immerhin roidjtige Epoche

in òer ©efdjidjte unferes Kantons erfdjeint fdjon òurdj òie

Uufregung, in roeldje fte òen Kanton oerfetjte, foroie òas

Uuffehen, roeldjes òie Porgänge im Uargau in òer ganjen
Scbroeij perurfadjten, gerechtfertigt. Sie ging jeitlidj neben

òen Perfaffungspertjanòlungen porr 1862/63 her unò fpielte

pielfadj in òiefe hinein. 3hr ©ang roar òer folgenòe:
Por òer 2. Beratung òes ©efetjes für ©leidjftellung òer

juòifdjen Bepölferung mit òer djriftlidjen muròen pon òen

©egnern, òeren geiftiges Haupt unò ^ütjrer 3°h- Uep.

Sdjleuniger, òer Heòaftor òer non ihm in Klingnau berausge*

gebenen „Botfdjaft" mar, Polfsperfammlungen peranftaltet.
groed òerfelben roar òie Ugitation in erfter Linie unò an*
geblidj nur gegen òas 3uòengefetj; in UJirflidjfeit roar fe

aber gegen òie Behoròen, Hegierung unò ©rofen Hat ge*

richtet, roeldje òie ©efet^esporlage gefcbaffen hatten. 3n
òen Bejirfen Baòen unò gurjadj rouròe òie Uttfroiegelung
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erließ dann ein Gesetz, das den Israeliten die politischen

Rechte nicht einräumte. Die Bundesversammlung sistierte

die Rechtskraft des Gesetzes. Hierauf kam dann am
23. August (363 ein Gefetz zustande, das den Gemeindeverbänden

der Israeliten zwar den Charakter von
besondern Aorporationen beließ, aber den Israeliten in
eidgenössischen und kantonalen Angelegenheiten das aktive

und passive Wahl- und Stimmrecht zugestand. Die ganze
Volksbewegung war somit eine ziemlich fruchtlose Araft-
vergeudung. In der Judenfrage traten alle hervorragenden

liberalen Führer, auch Schwarz, trotz der brandenden

Agitation im Volke auf die Seite der weitherzigen
Auffassung.

Die „Mannli"-Sxisooe.
Ein kurzer Exkurs über diese immerhin wichtige Epoche

in der Geschichte unseres Aantons erscheint schon durch die

Aufregung, in welche sie den Aanton versetzte, sowie das

Aufsehen, welches die Vorgänge im Aargau in der ganzen
Schweiz verursachten, gerechtfertigt. Sie ging zeitlich neben

den Verfassungsverhandlungen von (862/63 her und spielte

vielfach in diese hinein. Ihr Gang war der folgende:
Vor der 2. Beratung des Gesetzes für Gleichstellung der

jüdischen Bevölkerung mit der christlichen wurden von den

Gegnern, deren geistiges Haupt und Führer Joh. Nep.

Schleuniger, der Redaktor der von ihm in Alingnau herausgegebenen

„Botschaft" war, Volksversammlungen veranstaltet.
Zweck derselben war die Agitation in erster Linie und

angeblich nur gegen das Judengesetz; in Wirklichkeit war sie

aber gegen die Behörden, Regierung und Großen Rat
gerichtet, welche die Gesetzesvorlage geschaffen hatten. In
den Bezirken Baden und Zurzach wurde die Aufwiegelung
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òer Bepölferung gegen òie 3uòen unò òie Hegierung fyfte*

matifdj betrieben unò nidjt ohne «Erfolg audj auf òie anòern

fattjolifdjen Bejirfe, foroie auf òen Bejirf Brugg ausge*
òebnt. Polfsperfammluugen fanòen ftatt in «Ef/renòingen,

roo juerft òer Kuf nadj Ubberufung òes ©rofen Kates

erfdjotl, in Leuggern, auf òem Kapf bei HTuri unò in
Döttingen. 3n Leuggern, òer gröften òiefer Perfammlungen,
rouròen òie Begehren gefeilt: gurüdjiefjung òes 3uòen»
gefetses, Befeitigung òes Sdjrourgeridjts, Ubanòerung òes

Bau* unò ^orftgefetjes, Ubanòerung òes Steuergefetjes, òes

Urmengefetjes, Pereinfadjung òes Staatshaushaltes unò

òiefe Begehren in einer .,PorftelIung" an òen ©rofen Hat
gerichtet.

Um 15. Hîai 1862 fam òas ©efetj über òie ©rgani*
fation òer israelitifchen ©emeinòen jur 2. Beratung im
©rofen Hate. 3eòermann roar auf òen Uusgang gefpannt,
òer Hat felbft, roie òie Kopf au Kopf gefüllte Cribüne
òes Saales. Pon òer grofrätlidjen Kommiffion rouròe un*
peränoerte Unnatjme òes ©efetjes beantragt, roäbjreno ©e*
meinòeammann Steigmeier pon «Enòingen òie Beratung
perfdjieben uno mit òer Perfaffungsreoifton perbinòen roollte.

3n meljrftünoiger, òen ©egenftanò allfeitig beleudjtenòer
Disfuffon, òie ju òen jbeòeutenòften unò intereffanteften
Perhanòlungen òes ©rofen Hates gehört, fpradjen ftdj
^eer=Herjog, ^ürfpredj Burli, Welti, U. Keller unò òer

Beridjterftatter ^ürfpredj Strähl für Unnatjme òes ©efe^es

aus. Hîit 113 gegen 2 Stimmen rouròe es in òer Sdjluf*
abftimmung angenommen. Bei òen 3sraeliten Ijerrfdjte
^reuòe über òiefen Uusgang òer Perhanòlungen. Um
òarauffolgenòen Sonntag rouròe in òer Synagoge ju <£n*

òingen ein Danffeft gefeiert, hei roeldjem òer Kabbiner Dr.
Kayferling òer ^reuòe über òie erhaltene -Çrettjeit bereòten
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der Bevölkerung gegen die Juden und die Regierung
systematisch betrieben und nicht ohne Erfolg auch auf die andern

katholischen Bezirke, fowie auf den Bezirk Brugg ausgedehnt.

Volksversammlungen fanden statt in Ehrendingen,
wo zuerst der Ruf nach Abberufung des Großen Rates

erscholl, in îreuggern, auf dem Aapf bei Aiuri und in
Döttingen. In Leuggern, der größten dieser Versammlungen,
wurden die Begehren gestellt: Zurückziehung des Juden-
gesetzes, Beseitigung des Schwurgerichts, Abänderung des

Bau- und Forstgesetzes, Abänderung des Steuergesetzes, des

Armengesetzes, Vereinfachung des Staatshaushaltes und

diese Begehren in einer ./Vorstellung" an den Großen Rat
gerichtet.

Am (5. Alai (862 kam das Gesetz über die Grgani-
sation der israelitischen Gemeinden zur 2. Beratung im
Großen Rate. Jedermann war auf den Ausgang gespannt,
der Rat selbst, wie die Aopf an Aopf gefüllte Tribüne
des Saales. Von der großrätlichen Aommifsion wurde
unveränderte Annahme des Gesetzes beantragt, während
Gemeindeammann Steigmeier von Endingen die Beratung
verschieben und mit der Verfasfungsrevision verbinden wollte.

In mehrstündiger, den Gegenstand allseitig beleuchtender
Diskussion, die zu den ^bedeutendsten und interessantesten

Verhandlungen des Großen Rates gehört, sprachen sich

Feer-Herzog, Fürsprech Bürli, Welti, A. Aeller und der

Berichterstatter Fürsprech Strähl für Annahme des Gefetzes

aus. A!it ((3 gegen 2 Stimmen wurde es in der

Schlußabstimmung angenommen. Bei den Israeliten herrschte

Freude über diesen Ausgang der Verhandlungen. Am
darauffolgenden Sonntag wurde in der Synagoge zu

Endingen ein Dankfest gefeiert, bei welchem der Rabbiner Dr.
Aayserling der Freude über die erhaltene Freiheit beredten
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Uusòrud pertiefj. Die ßxeube roar etroas perfrübt. ©Ieidj
nadj òem Befdjluf òes ©rofen Hates oom 15. UTai rouròe

pon Klingnau aus mit òer Unterfdjriftenfammlung für ein

Polfsbegehren auf Ubberufung unò ©efamterneuerung òes

©rofen Hates unò Uuffjebung òes 3uòengefetjes begonnen.
Die Ugitation rouròe nun über òen ganjen Kanton aus*
geòebnt unò òie „Botfdjaft" audj in òen reformierten
Bejirfen maffenfjaft perbreitet. Uudj hier fanò òie pon
ihr ausgeftreute Saat òes Uìiftrauens unò òer Peròadjti*
gung fruchtbares (Eròreidj ; audj òa hatte òie „(Einbürgerung"
òer 3u^en oielfadj Beòenfen unò UTifftimmung erregt.
2ïïan fdjien im reformierten Lanòesteil nidjt ju merfen,
òaf òas 3uòengefetj mehr jum Porroanò òienen mufte
für einen Perfudj, òas freifnnige Syftem im Uargau ju
ftürjett oòer òodj òauernò ju fdjroädjen.

Um 2.3uni erlief òer Hegierungsrat eine Proflamation,
rooòurd; er òas Polf über òie fog. «Emanjipation òer 3uòen,
òie pon bunòesroegen porgefdjrieben unò òeshalb für òen

Kanton gegeben mar, aufflärte unò òarauf tjhtroies, òaf
òaòurdj òie Kedjte òer cbrifticben ©emeinòen in feiner
Weife gefdjmälert roeròen unò ihnen auch feinerlei neue

Pfidjten erroadjfen. Sie fdjlof mit òem Satje: „Wit haben
òie unerfdjütterlidje guoerfdjt, es roeròe òer bunòesgetreue

Bürgerfnn, òer politifdje Perftanò unò òas billige Urteil
òes aargauifdjen Polfes bei ruhiger, oorurteilsfreier Wüx*
òigung òer Pertjältniffe, òie feiner Selbftadjtung entfpredjenòe
Untroort mit Entfdjieòentjeit ju geben roiffen."

Der Uppell roar roirfungslos, oòer er fam ju fpät.
(Einen 2Ttonat nadj òem ©rofratsbefdjluf jählte òas Ub*
berufungsbegetjren ftatt òer oerfaffungsmäfig perlangten
6 000 fdjon über lOOOO Unterfdjriften. «Es rouròe am
18. 3uni òurd) eine Uborònung òes fog. Döttingerfomitees
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Ausdruck verlieh. Die Freude war etwas verfrüht. Gleich
nach dem Beschluß des Großen Rates vom (3. Mai wurde

von Alingnau aus mit der Unterschriftensammlung für ein

Volksbegehren auf Abberufung und Gefamterneuerung des

Großen Rates und Aufhebung des Judengesetzes begonnen.
Die Agitation wurde nun über den ganzen Aanton
ausgedehnt und die „Botschaft" auch in den reformierten
Bezirken massenhaft verbreitet. Auch hier fand die von
ihr ausgestreute Saat des Mißtrauens und der Verdächtigung

fruchtbares Erdreich ; auch da hatte die „Einbürgerung"
der Juden vielfach Bedenken und Mißstimmung erregt.
Man fchien im reformierten Landesteil nicht zu merken,

daß das Judengesetz mehr zum Vorwand dienen mußte
für einen Versuch, das freisinnige System im Aargau zu

stürzen oder doch dauernd zu schwächen.

Am 2. Juni erließ der Regierungsrat eine Proklamation,
wodurch er das Volk über die sog. Emanzipation der Juden,
die von bundeswegen vorgeschrieben und deshalb für den

Aanton gegeben war, aufklärte und darauf hinwies, daß
dadurch die Rechte der christlichen Gemeinden in keiner

Weise geschmälert werden und ihnen auch keinerlei neue

Pflichten erwachsen. Sie schloß mit dem Satze: „Wir haben
die unerschütterliche Zuversicht, es werde der bundesgetreue
Bürgersinn, der politische Verstand und das billige Urteil
des aargauischen Volkes bei ruhiger, vorurteilsfreier
Würdigung der Verhältnisse, die seiner Selbstachtung entsprechende

Antwort mit Entschiedenheit zu geben wissen."

Der Appell war wirkungslos, oder er kam zu spät.
Einen Monat nach dem Großratsbeschluß zählte das

Abberufungsbegehren statt der verfassungsmäßig verlangten
6MO schon über lOOOO Unterschriften. Es wurde am
(8. Juni durch eine Abordnung des sog. Döttingerkomitees
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òem Lanòammann überreicht. Unterzeichnet roar òas Be*

gefjren oon einem 19föpfgen Uusfdjuf òer Döttinger
Polfsperfammlung, òer fdj felbft òie „19 2ïïannti" nannte
uno òamit offenbar als Polfspartei gegenüber einer an*
geblichen Herrenpartei betrachtet roeròen roollte.1 Die Unter*

fdjriften roaren, mit Uusnaljme oon einigen hunòerten, alle

aus òem fatbolifdjen Lanòesteil. (Es ift begreifidj, òaf
nun òie ©egner òiefer Bewegung audj nidjt untätig blieben.
<Eine grofe gatjl oon ©emeinòen unò Pereinen richtete

©egeneingahen an òen ©rofen Hat, roeldje in òer Ubbe*

rufungsagitation eine Untergrabung òes fonfeffonellen
^rieòens unò òer (Ehre unò IDofjIfafjrt òes Kantons er*

blidten uno gegen òas Porgehen proteftierten. 3m refor*
mierten Kantonsteil roollte roenigftens anfänglich niemanò

an òen (Erfolg òes Ubberufungsbegetjrens glauben; es

rouròe hier oarüber gefpottet. Uadj uno nadj fng man
aber òodj an, mit òer HTöglidjfeit eines (Erfolges ju rechnen.

Uuf einer gröfern Perfammlung aus faft allen Bejirfen,
òie am 17. 3u-i in IDtlòegg fattfanò, rouròe offen juge*
geben, òaf eine tiefgefjenòe 2ïïiffimmung unò Unjufrieòen*
tjeit im Polfe porhanòen fei, f/eroorgerufen òurdj einige
©efetje uno òie etroas fdjroffe Polljietjung òerfelben. Die

Perfammlung ridjtete einen „Uufruf an òie aargauifdjen
Bürger," òer oon über fjunòert geadjteten HTännern aus
allen Schichten òer Bepölferung unterjeidjnet roar, mit òer

Uufforòerung, òie Ubbcrufung òes ©rofen Hates ju per*
neinen; audj òas roar oergebtidj. Die ^lugfdjriften òer

1 Don freifnniger Seite wurben bie Ceilnefimer an ben Derfamm«
lungen ber tSegenpartei anfänglich, etwas geringfd/äfcig als „ITtannli"
hc.-eidjnet. ©ffenbar peranlafjt burdj bie (Erfolge it/rer 2tgitation
wanbten fe fortan biefe Benennung in allen itjren 2tusfpradjen unb

^flugfd/riften felSf an.
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dem Landammann überreicht. Unterzeichnet war das

Begehren von einem (Hköpfigen Ausschuß der Döttinger
Volksversammlung, der sich selbst die „(9 Mannli" nannte
und damit offenbar als Volkspartei gegenüber einer

angeblichen Herrenpartei betrachtet werden wollte.' Die
Unterschriften waren, mit Ausnahme von einigen Hunderten, alle

aus dem katholischen Landesteil. Es ist begreiflich, daß

nun die Gegner dieser Bewegung auch nicht untätig blieben.

Eine große Suhl von Gemeinden und Vereinen richtete

Gegeneingaben an den Großen Rat, welche in der

Abberufungsagitation eine Untergrabung des konfessionellen

Friedens und der Ehre und Wohlfahrt des Aantons
erblickten und gegen das Vorgehen protestierten. Im
reformierten Aantonsteil wollte wenigstens anfänglich niemand

an den Erfolg des Abberufungsbegehrens glauben; es

wurde hier darüber gespottet. Nach und nach sing man
aber doch an, mit der Möglichkeit eines Erfolges zu rechnen.

Auf einer größern Versammlung aus fast allen Bezirken,
die am i?. Juli in Wildegg stattfand, wurde offen
zugegeben, daß eine tiefgehende Mißstimmung und Unzufriedenheit

im Volke vorhanden sei, hervorgerufen durch einige
Gefetze und die etwas schroffe Vollziehung derselben. Die

Versammlung richtete einen „Aufruf an die aargauischen

Bürger," der von über hundert geachteten Männern aus
allen Schichten der Bevölkerung unterzeichnet war, mit der

Aufforderung, die Abberufung des Großen Rates zu

verneinen; auch das war vergeblich. Die Flugschriften der

' Von freisinniger Seite wurden die Teilnehmer an den Versammlungen

der Gegenpartei anfänglich etwas geringschätzig als „ZNannli"
bezeichnet. «Offenbar veranlaßt durch die Erfolge ihrer Agitation
wandten ste fortan diese Benennung in allen ihren Aussprachen und

Flugschriften selbst an.
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Agitation gegen Hegierung uno ©rofen Hat rouròen òurdj
Boten unò ^ubjrroerfe im ganjen Kanton perbreitet. Unter

òiefen Proòuften jeiajnete fdj befonòers eine ohne Ungabe
òes Drudortes erfdjienene Brofdjüre òurdj ihre oerleumòe*

rifdje Spradje gegen òen ©rofen Hat unò òie Hegierung,
aus. Uudj Hegierungsrat Sdjroarj rouròe òarin angegriffen.
Tin einer Beamtenuerfammlung in Brugg roar (audj er

erfdjienen unò hatte fidj òabei òabin ausgefprocrj^n : Da
òie Seroegung nidjt nur òem ©rofen Hate, fonòern auch

òer Hegierung gelte, roolle er fxd) über òie Ubbirufung
felbft nidjt ausfpredjen. Das genügte òem Döttinger Komitee

ju òer Peroächtigung, Sdjroarj fei nur feines Hegvmtngs*
feffels roegen erfdjienen; roenn nur òer perfchert roäre, fo
märe „im übrigen fein Herjeleiò fo grof nidjt."1 Die

Sdjlagroorte òer ©egner fanòen beim Polf mehr «Eingang
<tls òie Uuseinanòerfetjungen òer Hegierung. ©rofräte
felbft, òte jum ©efetj geftimmt hatten, erflärten, fe feien

in òer Simung „pon òen Uòpofaten übermault rooròen."2
Um 27. 3uti rouròe òie ^rage òer Ubberufung in òen

Kreisperfammlungen mit òer oben genannten Stimmenjatjl
bejaht. Hur in òen Bejirfen Uarau unò Kulm hat òie

2Ttefjrbeit òer Stimmenòen òie ßxage perneint unò in òen

Bejirfen gofngen unò Lenjburg roar fe mit Hinjujätjlung
òer Ubroefenòen ebenfalls abgelehnt. Die Hegierung orònete

fofort òie Heuroablen òes ©rofen Kates an. 3n òen re*

formierten Bejirfen rouròen mehrheitlich òie Bisherigen
geroählt; in òen übrigen Bejirfen fanòen nur roenige òer

-Die 2lbbernfung. (Ein paar ÎPorte ber X9 Utannli bes

Döttinger Komitees an itjre aargauifdjen iTìitntannli. tjerausgegeben
ben 2|.£jeumonat 1862." S. (2 u. 13.

3 £/all er, CE. Die red/tlidje Stellung ber 3uoen *m Kanton
Slargau. 21arau, Sauerlänber & <£o. 1900. S. 26"..
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Agitation gegen Regierung und Großen Rat wurden durch
Boten und Fuhrwerke im ganzen Aanton verbreitet. Unter

diesen Produkten zeichnete sich besonders eine ohne Angabe
des Druckortes erschienene Broschüre durch ihre verleumderische

Sprache gegen den Großen Rat und die Regierung,
aus. Auch Regierungsrat Schwarz wurde darin angegriffen.
An einer Beamtenversammlung in Brugg war!«uch er

erschienen und hatte sich dabei dahin ausgesprochen: Da
die Bewegung nicht nur dem Großen Rate, sondern auch

der Regierung gelte, wolle er sich über die Abberufung
selbst nicht aussprechen. Das genügte dem Döttinger Aomitee

zu der Verdächtigung, Schwarz sei nur seines Regi^rungs-
sessels wegen erschienen; wenn nur der versichert wäre, so

rväre „im übrigen sein Herzeleid so groß nicht."' Die

Schlagworte der Gegner fanden beim Volk mehr Eingang
nls die Auseinanderfetzungen der Regierung. Großräte
felbst, die zum Gesetz gestimmt hatten, erklärten, sie seien

in der Sitzung „von den Advokaten übermault worden."^
Am 27« Juli wurde die Frage der Abberufung in den

Areisversammlungen mit der oben genannten ötimmenzahl
bejaht. Nur in den Bezirken Aarau und Aulm hat die

Mehrheit der Stimmenden die Frage verneint und in den

Bezirken Zosingen und Lenzburg war sie mit Hinzuzählung
der Abwesenden ebenfalls abgelehnt. Die Regierung ordnete

fofort die Neuwahlen des Großen Rates an. In den

reformierten Bezirken wurden mehrheitlich die Bisherigen
gewählt; in den übrigen Bezirken fanden nur wenige der

'Die Abberufung. Lin paar Worte der >? Mannli des

DSttinger Komitees an ihre aargauischen Nitmannli. Herausgegeben
den 2^. Heumonat ;8S2," S. 52 u. i.z.

^ Hall er, L. Die rechtliche Stellung der Juden im Ranton
Aargau. Aarau, Sauerländer A Co. 1900. S. 26H.








